
Es gibt keine erfolgversprechende Alternative zu einem gemeinsamen Wahlprojekt der
deutschen politischen Linken. Kommt keine Zusammenarbeit zustande, schlägt dies drama-
tisch und mit langfristigen Wirkungen auf die Linke zurück. Wir appellieren an die Mitglie-
der, Mandatsträger und Vorstände von WASG und PDS, diese Chance zu ergreifen und ihrer
historischen Verantwortung gerecht zu werden! Die Ausstrahlungskraft, die ein solches Pro-
jekt jetzt hätte, ist es wert.

Zu den knapp 400 Unterzeichnern und Unterzeichnerinnen gehören u.a.:
Elmar Altvater, Georg Auernheimer, Angelika Becker, Johannes Becker, Halina Bend-
kowski, Dieter Boris, Christine Brückner, Christoph Butterwegge, Alex Demiroviƒ, Frank
Deppe, Irene Dölling, Georg Fülberth, Hans-Gert Graebe, Frigga Haug, Wolfgang Fritz
Haug, Uwe Hirschfeld, Jörg Huffschmid, Ulf Kadritzke, Hermann Klenner, Michael Krätke,
Hans-Jürgen Krysmanski, Stephan Lessenich, Ingrid Lohmann, Volker Lüderitz, Birgit
Mahnkopf, Rainer Rilling, Werner Ruf, Susanne Schunter-Kleemann, Christoph Spehr,
Brigitte Wehland-Rauschenbach, Frieder Otto Wolf

US-Nuklearwaffen aus Deutschland abziehen 
Antrag der FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag vom 12. April 2005

(Wortlaut)

Anlässlich der 7. Überprüfungskonferenz zum Atomwaffensperrvertrag hat die FDP-Frak-
tion in einem Antrag an den Deutschen Bundestag (BT-Drucksache 15/5257) den Abzug der
US-amerikanischen Nuklearwaffen aus Deutschland gefordert. Der Parteivorsitzende Guido
Westerwelle wies darauf hin, dass die 150 in Ramstein und Büchel gelagerten Atomwaffen
(vgl. auch Natural Resources Defense Council, U.S. Nuclear Weapons in Europe, Februar
2005) ein „Überbleibsel des Kalten Krieges" seien und wegen ihrer kurzen Reichweite im
Einsatzfall „allenfalls unsere europäischen Verbündeten treffen können". (Vgl. auch den
Beitrag von Oliver Meier in diesem Heft und Dieter Deiseroth, Atomwaffen und Völkerrecht,
in: „Blätter“, 4/2005, S.437-445.) Der Antrag wird derzeit im außenpolitischen Ausschuss
behandelt. – D. Red.

Im Mai 2005 tagt in New York die alle fünf Jahre stattfindende Überprüfungskonferenz des
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrages (NVV). Die gegenwärtige Krise um Nuklearwaffen-
Ambitionen des Iran und Nordkoreas, aber auch die Befürchtungen, dass künftig möglicher-
weise weitere Staaten oder sogar internationale Terroristen Zugriff auf Nuklearwaffen erhal-
ten könnten, machen das nukleare Nichtverbreitungsregime zu einer zentralen Säule der
Sicherheit und des Friedens weltweit. Es liegt in den Händen der 188 Mitgliedsländer des
Nichtverbreitungsregimes, diese wichtigste globale Abrüstungskonferenz unbedingt zu
einem Erfolg zu führen. 

Das NVV-Regime beruht auf drei Säulen: Verpflichtung der Mitglieder zur Nichtverbrei-
tung, Verpflichtung der Nuklearwaffenstaaten auf Abrüstung ihrer Nuklearwaffenarsenale
und Berechtigung aller Staaten zum Zugang zur zivilen Nutzung der Kernenergie. Nur
wenn alle drei Prinzipien gleichberechtigt verfolgt und umgesetzt werden, behält das Nicht-
verbreitungsregime seine Glaubwürdigkeit. 

Deutschland bekennt sich als Nicht-Nuklearwaffenstaat aktiv zur nuklearen Nicht-
verbreitung und zeigt bei den Bemühungen um eine Lösung der Iran-Krise, dass es bereit ist,
auch bei der Frage der zivilen nuklearen Teilhabe die Verpflichtungen aus dem NVV ernst
zu nehmen. Das nukleare Nichtverbreitungsregime wird aber auf die Dauer nur Bestand ha-
ben, und Staaten mit potenziellen Nuklearwaffenambitionen werden sich nur dann weiter
an ihre Verpflichtung halten, auf Nuklearwaffen zu verzichten, wenn auch bei der Umset-
zung der Abrüstungsverpflichtung der Nuklearwaffenstaaten weitere Fortschritte gemacht
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werden. Dazu müssen der Atomteststoppvertrag in Kraft gesetzt und Verhandlungen über
ein Ende der Produktion von spaltbarem Material für Waffenzwecke aufgenommen werden.
Dazu müssen aber auch die NATO-Staaten die Bereitschaft dokumentieren, die Rolle der
Nuklearwaffen in ihrer Militärstrategie zu reduzieren und weitere nukleare Abrüstungs-
schritte vorzunehmen. 

Die USA haben bis heute fast 500 taktische Nuklearwaffen in Europa stationiert, davon
etwa 150 in Deutschland. Im Rahmen der nuklearen Teilhabe ist bis heute die Bundeswehr
an den Vorbereitungen zu einem Einsatz dieser Waffen beteiligt. Dabei ist die Fähigkeit zum
Einsatz von taktischen Nuklearwaffen von deutschem Boden aus heute angesichts der ver-
änderten Bedrohungslage sicherheitspolitisch nicht mehr zwingend, die gegenwärtige
NATO-Strategie könnte auch ohne diese Option beibehalten werden, und eine Verlegung
dieser Waffen in eine rückwärtige sichere Aufbewahrung in den USA wäre im Umfeld der
Überprüfungskonferenz zum NVV ein wichtiges erstes Signal, dass auch die Abrüstungs-
verpflichtung als integrativer Bestandteil des Nichtverbreitungsregimes ernst genommen
wird. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. sich auf der anstehenden Überprüfungskonferenz zum NVV aktiv für eine Stärkung
aller drei Säulen des Nichtverbreitungsregimes einzusetzen und damit zu einem Erfolg
dieser wichtigen Konferenz beizutragen; 

2. an ihren im Rahmen der EU-3 gemeinsam mit Frankreich und Großbritannien verfolgten
Bemühungen um eine Lösung der Iran-Krise unvermindert festzuhalten und gemeinsam mit
den USA nach Möglichkeiten zu suchen, wie der Iran unter Gewährung der zivilen Nutzung
der Kernenergie verifizierbar von Nuklearwaffenambitionen abgebracht werden kann; 

3. zur Stärkung der Glaubwürdigkeit des Nichtverbreitungsregimes und als Zeichen
dafür, dass auch die Abrüstungsverpflichtung der Nuklearwaffenstaaten als integraler
Bestandteil des NVV ernst genommen und nachdrücklich verfolgt wird, bei den amerikani-
schen Verbündeten darauf zu drängen, dass die bis heute in Deutschland stationierten
taktischen Nuklearwaffen der USA abgezogen werden. 

896 Dokumente zum Zeitgeschehen

Blätter für deutsche und internationale Politik  7/2005

Die Blätter für deutsche und internationale Politik erscheinen als Monatszeitschrift.
Verlag: Blätter Verlagsgesellschaft mbH, Bonn. 
Verlagsleitung und Bonner Büro: Karl D. Bredthauer, E-Mail: karl.bredthauer@blaetter.de.
Geschäftsführerin: Annett Mängel, Telefon 030/30 88 36 43, Fax 030/30 88 3645.
Bankverbindung: Postbank Köln (BLZ 370 100 50), Kto. 147 993-502.

Vertrieb: Blätter Verlagsgesellschaft mbH, PF 54 02 46, 10042 Berlin, 
Aboverwaltung und Vertriebsleitung: Daniel Leisegang, Telefon 030/30 88 36 44, Fax 030/30 88 36 45.
E-Mail: abo@blaetter.de – Internet: www.blaetter.de

Redaktion: Albrecht von Lucke, Annett Mängel, Dr. Albert Scharenberg, Torstraße 178, 10115 Berlin; 
Postanschrift: PF 54 02 46, 10042 Berlin. Telefon 030/30 88 36 40 (Zentrale), 
030/30 88 36 42 (v. Lucke), 030/30 88 36 43 (Mängel), 030/30 88 36 41 (Scharenberg), 
Fax 030/30 88 36 45. E-Mail: redaktion@blaetter.de.

Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben die persönliche Meinung des Verfassers wieder und
stellen nicht unbedingt die Auffassung der Redaktion dar. Für unverlangt eingesandte Manuskripte,
Disketten, Bücher etc. keine Gewähr.

Die Zeitschrift sowie alle in ihr enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt.
Jede Verwertung, die nicht ausdrücklich vom Urheberrechtsgesetz zugelassen ist, bedarf der vorheri-
gen Zustimmung des Verlags. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Bearbeitungen, Überset-
zungen, Mikroverfilmungen und Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Anzeigen: Annett Mängel 030/30 88 36 43. Es gilt Anzeigenpreisliste Nr. 16.

Satz, Layout: Klaußner Medien Service, Köln. Druck: Druckhaus Locher GmbH, Köln.

An dieser Ausgabe wirkten als Redaktionspraktikant/in René Steenbock und Rike Hertwig mit.

Blätter-Förderverein: Die Blätter für deutsche und internationale Politik erscheinen zugleich als Mit-
gliederzeitschrift der Gesellschaft zur Förderung politisch-wissenschaftlicher Publizistik und
demokratischer Initiativen e.V., PF 54 02 46, 10042 Berlin. Bankverbindung: SEB Bonn
(BLZ 380 101 11), Kto. 1 028 171 700.

Preis des Einzelheftes 8,50 Euro, im Abonnement jährlich 66,60 Euro bzw. 50,40 Euro (Mindestpreis).
Alle Preise zuzüglich Versandkosten. Auslandszuschläge auf Anfrage. Das Abonnement verlängert sich
um ein Jahr, sofern es nicht sechs Wochen vor Ablauf des Bezugszeitraums beim Verlag schriftlich
gekündigt wurde.

Das Register des laufenden Jahrgangs erscheint jeweils im Dezemberheft.
Heft 8/2005 wird am 28.7.2005 ausgeliefert.
© Blätter für deutsche und internationale Politik. ISSN 0006-4416.          G 1800 E


